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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordnete 

Dr. Christine 

Lucyga 

(SPD) 


Kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt davon aus- 
gegangen werden, daß ostdeutsche Anbieter bei 
der Herstellung von Informationsmaterialien 
des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung - auch unter Berücksichtigung des 
bevorstehenden Umzugs von Parlament und 
Regierung nach Berlin - angemessen beteiligt 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe-Karsten Heye 
vom 17. Februar 1999 


Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vergibt Auf- 
träge, auch und gerade solche zur Herstellung von Informationsmate- 
rialien, grundsätzlich nach den Regeln der Verdingungsordnung für 
Leistungen Teil A (VOL/A). Nach § 25 Nr. 3 VOL/A ist der Zuschlag 
„auf das unter Berücksichtigung aller Umstände wirtschaftlichste An- 
gebot zu erteilen”. Sofern ein ostdeutscher Bieter das wirtschaftlichste 
Angebot abgegeben hat, ist ihm der Zuschlag zu erteilen. 

Erleichterungen zugunsten der neuen Bundesländer bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge sind wegen EU-rechtlicher Bedenken zu Ende 
1995 ausgelaufen. 


2. Abgeordnete 

Dr. Christine 

Lucyga 

(SPD) 


In welchem Umfang wurden ostdeutsche Unter- 
nehmen in den Jahren von 1996 bis 1998 an Auf- 
trägen des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung für die Erstellung von Mate- 
rialien für die Öffentlichkeits- und Informa- 
tionsarbeit beteiligt? 


Antwort des Staatssekretärs Uwe-Karsten Heye 
vom 17. Februar 1999 


Ostdeutsche Unternehmen sind vom Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung in folgendem Umfang an Aufträgen zur Erstellung 
von Materialien für die Öffentlichkeits- und Informationsarbeit betei- 
ligt worden: 


1996 

10 187 341 DM 

1997 

1 155 398 DM 

1998 

1 068 969 DM 





Drucksache 14/429 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


3. Abgeordneter 

Georg 

Girisch 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Grenzüber- 
gang Waldsassen im Rahmen des örtlichen Last- 
kraftwagenverkehrs auch für landwirtschaft- 
liche Zugfahrzeuge und selbstfahrende Arbeits- 
maschinen (Mähdrescher und Vollernter) zu 
öffnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rndolf Körper 
vom 22. Februar 1999 


Die Frage, den Grenzübergang Waldsassen auch für landwirtschaftliche 
Nutzfahrzeuge zuzulassen, hat sich in der Vergangenheit nicht gestellt, 
da kein entsprechender Bedarf bestand. 

Lediglich ein Landwirt aus der dortigen Region hatte bislang eine dies- 
bezügliche Sondergenehmigung beantragt, die von den zuständigen 
tschechischen Behörden auf regionaler Ebene erteilt worden war. Ein 
neuerlich gestellter Antrag wurde von der Oberfinanzdirektion Nürn- 
berg jetzt allerdings negativ beschieden, da landwirtschaftliche Nutz- 
fahrzeuge nicht zur Kategorie der Lastkraftwagen gehören und insofern 
eine Nutzungserlaubnis im Rahmen des regionalen Lkw-Verkehrs nicht 
gewährt werden kann. 

Die bayerische Staatsregierung führt gegenwärtig eine Erhebung durch, 
um das tatsächliche Interesse an der Erteilung von Sondergenehmigun- 
gen zu ermitteln. Die Ergebnisse dieser Umfrage dürften jedoch nicht 
vor Anfang April dieses Jahres vorliegen. Sollte sich dabei herausstel- 
len, daß zahlreichen Landwirten an einer Sondererlaubnis gelegen ist, 
wird die Bundesregierung bei den nächsten Verhandlungen über Grenz- 
übergänge mit der Tschechischen Republik darauf hinwirken, eine 
Regelung für die Nutzung des Übergangs Waldsassen auch durch land- 
wirtschaftliche Nutzfahrzeuge zu vereinbaren. 


4. Abgeordneter 

Flartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Tatsache, daß nach der Einfüh- 
rung der regelmäßigen Hinnahme doppelter 
Staatsangehörigkeiten im deutschen Staats- 
angehörigkeitsrecht Ableger türkischer Par- 
teien auch bei Wahlen in Deutschland antreten 
wollen (vgl. Welt am Sonntag vom 10. Januar 
1999), im Einklang mit der Erwartung der Bun- 
desregierung, durch den von ihr vorgelegten 
Arbeitsentwurf zur Reform des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechtes würde die Einglie- 
derung von Ausländern in die deutsche Gesell- 
schaft und die Hinwendung von Ausländern zur 
deutschen Gesellschaft befördert? 
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Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 18. Februar 1999 

Bereits 1988 hat die damalige Bundesregierung festgestellt, daß es 
„nicht wünschenswert ist, daß ein zahlenmäßig bedeutender Teil der 
Bevölkerung über Generationen hinweg als ausländische Minderheit 
von der staatlichen Gemeinschaft und den Rechten und Pflichten eines 
Bürgers gegenüber dem Staat ausgeschlossen bleibt” (Drucksache 
11/2795, S. 2). 

Dementsprechend ist es eine maßgebliche Zielsetzung der vorgesehe- 
nen Reform des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts, eine weitge- 
hende Kongruenz zwischen den Inhabern demokratischer politischer 
Rechte und der dauerhaft der staatlichen Herrschaft unterliegenden 
inländischen Wohnbevölkerung herzustellen (vgl. hierzu auch 
BVerfGE 83, 37, 51 f.). Das schließt insbesondere die Gewährung des 
aktiven und passiven Wahlrechts ein. Nach § 2 Abs. 3 PartG sind Par- 
teien, die nach § 27 Abs. 1 Satz 1 BWahlG das ausschließliche Recht 
haben, Landeslisten für die Wahlen zum Deutschen Bundestag einzu- 
reichen, auch solche politischen Vereinigungen, deren Mitglieder aus- 
schließlich eine andere Staatsangehörigkeit besitzen, solange die Hälfte 
ihrer Mitglieder und die Hälfte der Mitglieder ihres Vorstandes auch 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und sich ihr Sitz und ihre 
Geschäftsleitung in Deutschland befinden. 

Allerdings sind nur die deutschen Mitglieder aktiv und passiv wahl- 
berechtigt. 

Diese Regelung ist unter den im Deutschen Bundestag vertretenen Par- 
teien unstreitig. Im übrigen gehört die durch Artikel 21 Abs. 1 Satz 2 
GG gewährleistete Freiheit der Gründung von politischen Parteien zu 
den Grundprinzipien unseres freiheitlichen demokratischen Rechts- 
staats. 


5. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche verfassungsschutzrelevanten Erkennt- 
nisse liegen der Bundesregierung über die in 
Deutschland bestehenden islamistisch-extre- 
mistischen Gruppierungen vor (Verhältnis zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung, An- 
hängerschaft, politische Ziele, Aktionsweisen), 
und teilt die Bundesregierung die Einschätzung 
des nordrhein-westfälischen Innenministers Dr. 
Fritz Behrens, daß von diesen Gruppen eine 
nicht zu unterschätzende Gefahr ausgehe (vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. Ja- 
nuar 1999)? 


Antwort des Staatssekretärs Claus Henning Schapper 
vom 18. Februar 1999 

Die verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse zu islamistischen Orga- 
nisationen in der Bundesrepublik Deutschland sind - seit einigen 
Jahren - Gegenstand der jährlichen Verfassungsschutzberichte des 
Bundes, zuletzt des Verfassungsschutzberichts für das Jahr 1997, vgl. 
dort S. 144 bis 149, S. 156 bis 159. 
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Auch im Bericht für das Jahr 1998 wird die Darstellung dieser Organisa- 
tionen wieder größeren Raum einnehmen. Die der Bundesregierung zu 
diesen Organisationen vorliegenden Informationen entsprechen denen 
der Behörden in Nordrhein-Westfalen. 


6. Abgeordneter 

Norbert 

Röttgen 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die eingeleitete 
Reform des Bundesgrenzschutzes zum Ab- 
schluß bringen, oder sind Veränderungen der 
bisherigen Planung - insbesondere im Hinblick 
auf die beiden Standorte Sankt Augustin-Han- 
gelar und Swisttal-Heimerzheim - vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rndolf Körper 
vom 23. Februar 1999 


Die durch den Bundesminister des Innern, Otto Schily, eingeleitete 
Überprüfung der BGS-Neuorganisation steht vor dem Abschluß. So- 
bald das Ergebnis der Überprüfung vorliegt, wird der Bundesminister 
des Innern darüber informieren. 


7. Abgeordneter 

Carl-Ludwig 

Thiele 

(F.D.P.) 


Wie hoch sind die jährlichen Einnahmen eines 
Parlamentarischen Staatssekretärs im Jahre 
1999, aufgeschlüsselt nach Amtsbezügen, 
Dienstaufwandsentschädigung und Abgeordne- 
tenentschädigung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper 
vom 25. Februar 1999 


Die Amtsbezüge eines Parlamentarischen Staatssekretärs des Bundes 
betragen bei einem verheirateten Amtsinhaber derzeit jährlich 
240043,24 DM (ohne kinderbezogene Bezügeanteile, aber einschließ- 
lich des Betrages für die Dienstaufwandsentschädigung in Höhe von 
5400 DM sowie der bei Notwendigkeit der Fortführung des Hausstan- 
des am bisherigen Wohnort zu zahlenden Entschädigung von jährlich 
3 600 DM). Aufgrund der Sparmaßnahmen der vergangenen Jahre (vgl. 
Artikel 12 des Fünften Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher 
Vorschriften vom 28. Mai 1990, das Gesetz über die Nichtanpassung 
von Amtsgehalt und Ortszuschlag der Mitglieder der Bundesregierung 
und der Parlamentarischen Staatssekretäre in den Jahren 1992 bis 1994 
vom 26. März 1993 und Artikel 12 des Reformgesetzes vom 24. Februar 
1997) erhält er damit jährlich 19 938,23 DM weniger als ihm nach 
dem Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Palamentarischen Staats- 
sekretäre zustehen. 

Sofern ein Parlamentarischer Staatssekretär zugleich Mitglied des 
Deutschen Bundestages ist, erhält er die dafür im Abgeordnetengesetz 
vorgesehenen Leistungen. Im Abgeordnetengesetz sind auch die 
Anrechnungsvorschriften enthalten, die beim Zusammentreffen von 
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Leistungen nach dem Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Parlamen- 
tarische Staatssekretäre (ParlStG) mit Leistungen nach dem Abgeord- 
netengesetz zur Anwendung kommen (vgl. § 29 AbgG). Da das Abge- 
ordnetengesetz in den ausschließlichen Verantwortungsbereich des 
Deutschen Bundestages selbst fällt, entspricht es guter Übung, daß sich 
die Bundesregierung nicht im einzelnen dazu äußert. 


8. Abgeordneter Welche europäischen Staaten erlauben die dop- 

Gert pelte Staatsangehörigkeit als Regelfall? 

Willner 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 23. Februar 1999 

Verbindliche Auskünfte zum Staatsangehörigkeitsrecht und zu der ent- 
sprechenden Verwaltungspraxis ausländischer Staaten sind nur diesen 
selbst möglich. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wird von folgenden Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union Mehrstaatigkeit im Ergebnis in der Regel 
hingenommen: Belgien, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, 
Irland, Italien, den Niederlanden und Portugal. Ferner wird Mehrstaa- 
tigkeit etwa von Bulgarien, der Schweiz, der Türkei, Ungarn und 
Zypern im Ergebnis in der Regel hingenommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


9. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 


(F.D.P.) 


Trifft die Äußerung der Bundesministerin der 
Justiz zu, daß der Ladendiebstahl bis zu einem 
Wert von 150 DM in den Bundesländern nicht 
verfolgt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 23. Eebruar 1999 

In den meisten Bundesländern existieren allgemeine Regelungen - etwa 
in Form von Runderlassen - dazu, unter welchen Voraussetzungen 
Strafverfahren nach den Opportunitätsvorschriften der §§ 153, 153a 
StPO im Regelfall eingestellt werden sollen. Wegen der insoweit im 
Zusammenhang mit dem Ladendiebstahl relevanten Wertgrenzen wird 
auf die Beantwortung von Frage 10 Bezug genommen. 
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Die Bundesministerin der Justiz hat in Gesprächen mit Geschädigten 
und mit im Bereich der Strafverfolgung tätigen Praktikern immer 
wieder die Erfahrung machen müssen, daß aufgrund dieser Tendenz 
Ladendiebstähle mit einem Beutewert bis zu etwa 150 DM offenbar 
häufig keine oder jedenfalls keine erheblichen Sanktionen nach sich zie- 
hen. Da die einschlägigen Strafverfolgungsstatistiken keine aussage- 
kräftigen Feststellungen dazu treffen, bis zu welcher Schadenshöhe 
bzw. bis zu welchem Beutewert die wegen Ladendiebstahls und ver- 
gleichbarer Delikte eingeleiteten Ermittlungsverfahren eingestellt wer- 
den, läßt sich in diesem Bereich der Kriminalität im wesentlichen nur 
eine auf subjektiven Erfahrungen aufbauende Einschätzung der Ein- 
stellungspraxis gewinnen. 


10. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(F.D.P.) 


Welche Wertgrenzen gibt es in den einzelnen 
Bundesländern, bis zu denen Ladendiebstahl 
nicht verfolgt wird bzw. die entsprechenden 
Strafverfahren eingestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 23. Februar 1999 

In den meisten Ländern bestehen allgemeine Regelungen in Form von 
Erlassen und Rundverfügungen zu Einstellungen nach den §§ 153, 153 a 
StPO im Bereich der Kleinkriminalität und der mittleren Kriminalität 
bei Eigentums- und Vermögensdelikten. Zusammengefaßt lassen sich 
speziell zu den Wertgrenzen grundsätzlich die folgenden Angaben 
machen, wobei jedoch darauf hinzuweisen ist, daß nach den einschlä- 
gigen Regelungen diese Wertgrenzen der Sachbehandlung im Einzelfall 
nicht schematisch zugrunde zu legen sind. Insbesondere bei Wieder- 
holungstätern gelten andere Maßstäbe, die in der Regel auch bei einem 
Beutewert unterhalb der Wertgrenze eine Einstellung hindern. Ande- 
rerseits können besondere Umstände, wie etwa eine Wiedergutma- 
chung des angerichteten Schadens oder zumindest das ernsthafte Bemü- 
hen des Täters um Wiedergutmachung, sein hohes Alter, eine die Tat 
veranlassende Notlage oder Hinweise auf eine nur eingeschränkte 
Schuldfähigkeit des Täters, eine Überschreitung der Wertobergrenzen 
erlauben. 

- In Baden-Württemberg und Sachsen liegen die Wertgrenzen bei 
30 DM für Einstellungen nach § 153 StPO und bei 250 DM für Ein- 
stellungen nach § 153a StPO. 

- In Berlin, Hamburg, Hessen und Rheinland-Pfalz enthalten die 
einschlägigen Regelungen keine Wertgrenzen für die Einstellung von 
Verfahren nach den §§ 153, 153 a StPO, während in Bayern schon 
keine (geschriebenen) Richtlinien für Einstellungen im Bereich der 
Eigentums- und Vermögenskriminalität existieren. 

- In Brandenburg gilt für Einstellungen nach § 153 StPO die Gering- 
wertigkeitsgrenze nach § 248a StGB, bei Vorliegen besonderer Um- 
stände jedoch ein Grenzwert von 150 DM, während für Einstellungen 
nach § 1 53 a StPO grundsätzlich keine W ertgrenze vorgesehen ist. 

- In Bremen gilt für Einstellungen nach § 153 StPO eine Wertgrenze 
von 50 DM und für Einstellungen nach § 153 a StPO eine solche von 
200 DM. 
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- In Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-West- 
falen, im Saarland und in Schleswig-Holstein gilt für Einstellungen 
nach § 153 StPO jeweils eine Wertgrenze von 100 DM, während für 
Einstellungen nach § 153 a StPO grundsätzlich keine Wertgrenze vor- 
gesehen ist. 

- Für Sachsen-Anhalt gilt zwar nach den geschriebenen Richtlinien für 
Einstellungen nach § 153 a StPO grundsätzlich eine Wertobergrenze 
von 100 DM, jedoch sollen als Ergebnis einer Dienstbesprechung des 
Generalstaatsanwalts Ladendiebstähle Erwachsener nachdrück- 
licher als bisher verfolgt werden, weshalb auch bei Ersttätern und 
Schäden unter 100 DM - von Ausnahmen abgesehen - der Erlaß 
eines Strafbefehls beantragt werden soll. 

- In Thüringen gilt für Einstellungen nach § 153 StPO eine Wertgrenze 
von 50 DM, während für Einstellungen nach § 153a StPO keine 
besondere Wertgrenze vorgesehen ist. 


1 1. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Form unterstützt die neue Bundes- 
regierung die internationalen Bemühungen für 
die Rehabilitierung bzw. gegen die Rekrutie- 
rung und den Einsatz von Kindersoldaten - ins- 
besondere die Forderung nach der Erhöhung des 
Rekrutierungsalters auf 18 Jahre (Straight-18)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 8. Februar 1999 

Die Bundesregierung hat sich bei den bisherigen Verhandlungen in der 
von der VN-Menschenrechtskommission eingesetzten Arbeitsgruppe 
für die Festlegung eines Mindestalters von 18 Jahren bei der direkten 
Teilnahme an Kampfhandlungen eingesetzt. Sie hält es weiterhin für 
wünschenswert, dieses Mindestalter auch für die indirekte Teilnahme 
an Kampfhandlungen durchzusetzen. 

Um in der Sache Fortschritte zu erzielen, hat die Bundesregierung den 
Vorschlag unterstützt, an die Stelle der diesjährigen Verhandlungs- 
runde, die deshalb nur einen Tag dauerte, informelle politische Konsul- 
tationen des schwedischen Vorsitzes insbesondere mit solchen Delega- 
tionen treten zu lassen, die dem geplanten Fakultativprotokoll bisher 
ablehnend gegenüber stehen. Diese Konsultationen sollen dem Ziel 
dienen, das Protokoll im Jahr 2000 zu finalisieren. 

Die Bundesregierung unterstützt außerdem aktiv die Arbeit des Son- 
derbeauftragten des VN-Generalsekretärs für Kinder in bewaffneten 
Konflikten, Olara Otunnu, der sich ebenfalls für die Festlegung eines 
Mindestalters von 18 Jahren bei der direkten und indirekten Teilnahme 
an Kampfhandlungen einsetzt. Neben den regelmäßigen Kontakten mit 
dem Sonderbeauftragten ist die Bundesregierung derzeit durch ihre 
E U-Präsidentschaft mit ihm im Gespräch, um Möglichkeiten gemein- 
samer E U-Aktivitäten zur Unterstützung seiner Aufgaben auszuloten. 

Mit Rücksicht auf die laufenden Verhandlungen muß die Bundesregie- 
rung davon absehen, sich zu Einzelaspekten und zu den von ihr dazu 
einzunehmenden Positionen schon jetzt zu äußern. 
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Gleichlautende Antwort habe ich Frau MdB Leuthäusser-Schnarren- 
berger auf ihre schriftliche Frage vom 27. Januar 1999 gegeben. 


12. Abgeordneter 

Heinz 

Schemken 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, eine Änderung 
der Regelung der Eigentumsrechte von Mauer- 
grundstücken bei den Alteigentümern herbei- 
zuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 16. Februar 1999 

Die Bundesregierung beabsichtigt derzeit nicht, auf eine Änderung des 
Mauergrundstücksgesetzes hinzuwirken. 


13. Abgeordneter 

Heinz 

Schemken 

(CDU/CSU) 


Warum wird eine Rückgabe bzw. echte Ent- 
schädigung der Alteigentümer der Mauer- 
grundstücke nach Maßstäben des Grundgeset- 
zes abgelehnt, obwohl nach DDR-Gesetzen 
enteignet und entschädigt wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Eckhart Pick 
vom 16. Februar 1999 

Aus der Eigentumsgarantie des Grundgesetzes ergibt sich nicht die 
Pflicht zur unentgeltlichen Rückgabe bzw. zu einer Entschädigung der 
Alteigentümer der Mauergrundstücke nach Maßstäben des Grundge- 
setzes. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
gelten für Enteignungen, die in der DDR durchgeführt wurden, die 
Voraussetzungen des Artikels 14 Abs. 3 GG nicht, weil sich der 
Geltungsbereich des Grundgesetzes auf das Gebiet der DDR nicht 
erstreckte und das Grundgesetz für dieses Gebiet auch nicht rückwir- 
kend in Kraft getreten ist. Eine unentgeltliche Rückgabe nach dem Ver- 
mögensgesetz kommt für diese Grundstücke ebenfalls nicht in Betracht, 
weil die - in der DDR entschädigungspflichtige - Enteignung der Eigen- 
tümer der Mauer- und Grenzgrundstücke keinen Restitutionstat- 
bestand des Vermögensgesetzes erfüllt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Gibt es für in Deutschland tätige Bedienstete 
der EU (Diplomaten, Beamte, Angestellte, 
Arbeiter) steuerliche oder sonstige Privilegien, 
und falls ja, welche Sonderregelungen sind das? 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 9 - 


Drucksache 14/429 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Februar 1999 

Nach den Artikeln 12 bis 16 des Protokolls über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 
genießen Bedienstete der EU eine Reihe von Privilegien, wie sie den 
Angehörigen internationaler Organisationen üblicherweise eingeräumt 
werden. 

Die in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 
fallenden fiskalischen Privilegien sind einmal die Befreiung der von den 
Gemeinschaften gezahlten Gehältern, Löhnen und Bezügen von der 
nationalen Besteuerung in den Mitgliedstaaten und zwar unabhängig 
davon, in welchem Staat die Tätigkeit ausgeübt wird (Artikel 13) und 
zum anderen die Fiktion der Beibehaltung des steuerlichen Wohnsitzes 
im jeweiligen Heimatstaat, wenn die Bediensteten sich lediglich zur 
Ausübung einer Amtstätigkeit in einen anderen Mitgliedstaat begeben 
(Artikel 14). 

Nach Gründung der Europäischen Zentralbank (EZB) sind durch eine 
noch im Jahr 1998 mit unmittelbarer Rechtswirkung in den Mitglied- 
staaten erlassene Verordnung des Rats diese Vergünstigungen auch auf 
die Bediensteten der EZB ausgedehnt worden. 

Darüber hinaus werden in dem zwischen der Bundesregierung und der 
EZB am 18. September 1998 geschlossenen Sitzstaatsabkommen den 
Direktoriumsmitgliedern der EZB und den in ihrem Haushalt lebenden 
Familienangehörigen die den bei der Bundesregierung akkreditierten 
Diplomaten nach dem Wiener Übereinkommen über diplomatische 
Beziehungen gewährten Vorrechte, Befreiungen, Immunitäten und 
Erleichterungen eingeräumt. Deutschen Staatsangehörigen wird der 
Diplomatenstatus allerdings nicht gewährt. 


15. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenbauser 


(CDU/CSU) 


Warum wurden diese Sonderregelungen 
geschaffen, und durch welche Rechtsakte wer- 
den sie legitimiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Februar 1999 

Die Steuerbefreiung der Gehälter ist vor dem Hintergrund zu sehen, 
daß die E U statt dessen von den Bezügen eine organisationsinterne 
Steuer erhebt, die in ihren Haushalt fließt. Damit soll sichergestellt wer- 
den, daß alle Bediensteten der E U - unabhängig von ihrem Tätigkeits- 
ort innerhalb der Gemeinschaft - über das gleiche Nettoeinkommen 
verfügen. Ohne eine solche Regelung hätte im übrigen der belgische 
Staat als Sitzstaat der EU über eine Besteuerung der Gehälter einen 
ungerechtfertigten Vorteil zu Lasten des Beitragsaufkommens der 
anderen Mitgliedstaaten. 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen 
Gemeinschaften vom 8. April 1965 ist als Anhang zu dem Vertrag zur 
Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 zusammen 
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mit diesem durch Zustimmungsgesetz vom 20. Oktober 1965 in der Bun- 
desrepublik Deutschland ratifiziert worden und am 1. Juli 1967 für alle 
Vertragsparteien in Kraft getreten. Der Text ist im Bundesgesetzblatt 
II 1965 S. 1482 veröffentlicht worden. Das Sitzstaatsabkommen mit der 
EZB ist mit Zustimmungsgesetz vom 19. Dezember 1998 ratifiziert wor- 
den (vgl. BGBl. II 1998 S. 2995). 


16. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß ehe- 
malige britische Offiziershäuser Am Hucken- 
holz in Hamm, die vom Bundesvermögensamt 
vorwiegend an junge Familien mit Klein- und 
Kleinstkindern verkauft wurden, aufgrund der 
Verwendung von nicht einwandfreien Parkett- 
klebern mit polyzyklischen aromatischen Koh- 
lenwasserstoffen (PAK) stark schadstoffbela- 
stet sind, und sieht sich die Bundesregierung 
angesichts der Tatsache, daß der Bund der Ver- 
käufer dieser Liegenschaften ist, verantwortlich 
für die notwendige Sanierung? 


17. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung das Verhalten des 
Bundesvermögensamtes für angemessen, das 
sich bereit erklärt, nur 50% der Sanierungs- 
kosten (maximal 200 DM pro qm) zu überneh- 
men, und zwar nur bei Überschreitung der vom 
Umweltbundesamt festgelegten Grenzwerte, 
oder sieht sich die Bundesregierung in der 
Pflicht, die Häuser in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu versetzen und die Kosten dafür 
komplett zu tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 9. Februar 1999 

Dem Bund ist bekannt, daß in einzelnen der ehemals bundeseigenen, 
von den britischen Streitkräften genutzten Wohnungen in Hamm, Am 
Huckenholz, Belastungen durch polyzyklische aromatische Kohlen- 
wasserstoffe (PAK) festgestellt worden sind. 

Der Bund hat auch in Hamm in den Grundstückskaufverträgen den 
im Grundstücksverkehr allgemein üblichen vollständigen Gewähr- 
leistungsausschluß vereinbart, der auch für versteckte Mängel gilt. 
Grundlage für diesen Ausschluß ist, daß Kaufinteressenten im Rahmen 
der Verkaufsgespräche die Möglichkeit erhalten, die Objekte - bei 
Bedarf unter Einschaltung von Sachverständigen - eingehend zu unter- 
suchen. 

Bei Verkäufen ab Juni 1997 beruft sich der Bund hinsichtlich einer 
PAK-Belastung nicht auf den Gewährleistungsausschluß und über- 
nimmt die Sanierungskosten in vollem Umfang, da für den Bund ab die- 
sem Zeitpunkt im ungünstigsten Falle ein rechtliches Risiko bestehen 
könnte. 
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Für Kaufverträge vor diesem Zeitpunkt gibt es keine Ansprüche der 
Käufer. Obwohl an der Rechtswirksamkeit des Gewährleistungsaus- 
schlusses keine Zweifel bestehen, hat sich der Bund zu einer freiwilligen 
Beteiligung bereit erklärt. Auf die Richtlinien des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 14. Juli 1998 (veröffentlicht im Bundesanzeiger 
Nr. 135 vom 24. Juli 1998 S. 10369) wird verwiesen. Für natürliche Per- 
sonen als Käufer sind jetzt Verbesserungen vorgesehen. Danach wer- 
den in jedem Fall ein Sockelbetrag von 75 DM/qm zu sanierender Fuß- 
bodenfläche gewährt sowie die Obergrenze der Bundesbeteiligung auf 
240 DM/qm angehoben. Die verbindliche Zusage dieser Mittel ist 
grundsätzlich erst nach der parlamentarischen Billigung im Rahmen der 
Verabschiedung des Bundeshaushalts 1999 möglich. 

Eine Kostenbeteiligung des Bundes erfolgt im übrigen nur, wenn eine 
Sanierung wegen Überschreitens der vom Umweltbundesamt festgeleg- 
ten Interventionswerte auch erforderlich ist. 


18. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Welche Beihilfenfälle in den neuen Bundeslän- 
dern, in denen die EU-Kommission entweder 
schriftliche Fragen gestellt oder ein Hauptprüf- 
verfahren eröffnet hat, sind bislang nicht abge- 
schlossen (bitte aufgelistet nach Belegenheits- 
land, Finanzvolumina und Arbeitnehmerzahl 
des betroffenen Unternehmens)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Februar 1999 

Soweit Sie nach den laufenden Hauptprüfverfahren in den neuen Bun- 
desländern fragen, wird eine Auflistung der gegenwärtig anhängigen 
Hauptprüfverfahren beigefügt*). Die diesbezüglichen Eröffnungsbe- 
schlüsse der Europäischen Kommission sind im Amtsblatt der E G ver- 
öffentlicht; die entsprechenden Fundstellen finden Sie in der beigefüg- 
ten Liste*). Die Eröffnungsbeschlüsse enthalten Angaben zu den rele- 
vanten wirtschaftlichen Daten der Unternehmen und den rechtlichen 
Erwägungen der Europäischen Kommission , die zur Eröffnung des 
Hauptprüfverfahrens geführt haben. 

Soweit Sie sich nach laufenden Vorprüfverfahren in den neuen Bundes- 
ländern erkundigen, sehe ich mich leider nicht in der Lage, Ihnen die 
erbetenen Informationen zu liefern. Bei diesen anhängigen Fällen han- 
delt es sich um noch nicht abgeschlossene Verwaltungsverfahren, zu 
denen die Bundesregierung keine näheren Auskünfte erteilen kann. 
Zudem könnte damit die Weitergabe vertraulicher Daten der begün- 
stigten Unternehmen verbunden sein, für die die Zustimmung der 
betroffenen Unternehmen im Einzelfall einzuholen wäre. 


19. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Welche Tendenz in der jeweiligen EU-Prüfung 
ist für die Bundesregierung erkennbar, bzw. 
wann rechnet sie mit einem positiven Abschluß 
der Verfahren? 


*) Vom Abdruck der Anlagen wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die 
Fragestunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Februar 1999 

Eine Prognose über Dauer und Ausgang der Hauptprüfverfahren ist 
naturgemäß nur sehr schwer möglich, da die Verfahrenshoheit - insbe- 
sondere die Entscheidung über die im Einzelfall zu konsultierenden 
weiteren Kommissionsdienststellen - bei der Europäischen Kommis- 
sion liegt und in der Regel schwierige rechtliche und betriebswirtschaft- 
liche Fragen geklärt werden müssen. 

Die anhängigen Verfahren werden allerdings durch das Bundesministe- 
rium der Finanzen aktiv begleitet; es besteht ständiger Kontakt mit der 
Generaldirektion Wettbewerb der Europäischen Kommission. Damit 
ist die Bundesregierung jederzeit in der Lage, die erforderlichen Maß- 
nahmen zu treffen, um auf eine Genehmigung der Beihilfenvorhaben 
hinzuwirken. 

In seinem Gespräch mit Bundesminister Oskar Lafontaine im Januar 
1999 hat Kommissar van Miert ein hohes Maß an Flexibilität und Ver- 
ständnis für die Probleme der neuen Bundesländer gezeigt. 


20. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Luther 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist bei den Leistungen des Bundes in 
die neuen Länder (ohne Baumaßnahmen Ber- 
lin) die Investitionsquote im Soll des Haus- 
haltsentwurfs für 1999 im Vergleich zum Soll 
der Leistungen des Bundes in die neuen Länder 
des Jahres 1998? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 18. Februar 1999 

Die Ausgaben aus dem Bundeshaushalt im Bereich der neuen Länder 
für 1999 belaufen sich auf rd. 98 Mrd. DM (ohne die Baumaßnahmen in 
Berlin im Zusammenhang mit der Verlagerung von Parlamentssitz und 
Regierungsfunktionen). Dies sind rd. 5 Mrd. DM mehr gegenüber dem 
Soll 1998 und rd. 10 Mrd. DM mehr gegenüber dem Ist 1998. Auch im 
Vergleich zu den Haushaltsansätzen der vorherigen Bundesregierung 
für 1999 bedeutet dies einen spürbaren Anstieg der Leistungen für die 
neuen Länder. 

Die Investitionen innerhalb der Ausgabentransfers können nur grob 
geschätzt werden, da der Bundeshaushalt weder in regionalisierter 
Form noch getrennt nach neuen und alten Bundesländern aufbereitet 
wird. Innerhalb der Transferausgaben bilden die Investitionen aller- 
dings einen wesentlichen Schwerpunkt. 

Nach einer groben Schätzung beträgt die Investitionsquote für 1999 
- wie im Vorjahr - rd. ein Viertel der im Bereich der neuen Bundes- 
länder vorgesehenen Gesamtausgaben. Mit deutlich über 40 v. H . der 
Gesamtinvestitionen im Bundeshaushalt (58,2 Mrd. DM) werden die 
investiven Ausgabentransfers in die neuen Länder somit auf hohem 
Niveau verstetigt. Dabei geht es vor allem um die Modernisierung der 
ostdeutschen Verkehrsinfrastruktur und um die Förderung von For- 
schung und Entwicklung. 




Deutscher Bundestag — 14. Wahlperiode 


- 13 - 


Drucksache 14/429 


Unter welchen Voraussetzungen wird die 
Altersrente für Zeiten der Kindererziehung 
ganz oder teilweise besteuert, wenn der Emp- 
fänger drei Kinder großgezogen hat und für die 
beiden Kinder, die ihm an der Zahl fünf fehlen, 
einen im einzelnen näher bezifferten Eigen- 
anteil vorher bei der Bundesversicherungsan- 
stalt für Angestellte einzahlen mußte, um in den 
Genuß dieser Altersrente zu gelangen, und auf 
Grundlage welcher Rechtsvorschrift(en) findet 
die Besteuerung ggf statt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Februar 1999 

In dem von Ihnen geschilderten Fall stellt die Rente eine sog. Leibrente 
dar. Leibrenten werden nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a des Einkom- 
mensteuergesetzes in dem Umfang besteuert, in dem in den einzelnen 
Bezügen Einkünfte aus Erträgen des Rentenrechts enthalten sind. Als 
Ertrag des Rentenrechts gilt für die gesamte Dauer des Rentenbezugs 
der Unterschied zwischen dem Jahresbetrag der Rente und dem Betrag, 
der sich bei gleichmäßiger Verteilung des Kapitalwerts der Rente auf 
ihre voraussichtliche Laufzeit ergibt; dabei ist der Kapitalwert nach die- 
ser Laufzeit zu berechnen. Der Ertrag des Rentenrechts (Ertragsanteil) 
ergibt sich aus der im Gesetz enthaltenen Tabelle, die auf das Lebens- 
alter des Rentenberechtigten im Zeitpunkt des Beginns des Renten- 
bezugs abstellt. 

Die Besteuerung von Leibrenten richtet sich also nicht danach, wie das 
Rentenrecht finanziert worden ist, sondern lediglich danach, welchen 
Ertragsanteil Leibrenten während ihres Bezugs enthalten. Deshalb hat 
die von Ihnen angesprochene Fallgestaltung allenfalls einen sich aus 
dem Sozialversicherungsrecht ergebenden Einfluß auf die Höhe der 
Leibrente, nicht jedoch auf deren Besteuerung. 


21. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 


22. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Sind für die Förderung über zinslose Kreditver- 
gabe der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
für das 100 000-Solardächer-Programm der 
Bundesregierung grundsätzlich nur Privatper- 
sonen anspruchsberechtigt, oder können auch 
Kommunen diese Förderung für die Ausstat- 
tung öffentlicher Einrichtungen, wie z. B . Schu- 
len, Kitas, Sporthallen, Schwimmhallen, Ver- 
waltungsgebäude mit Solardächern, zur Einspa- 
rung Wärme- und Energiekosten in Anspruch 
nehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegmar Mosdorf 
vom 23. Februar 1999 

Im Rahmen des 100 000-Dächer-Solarstrom-Programms des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Technologie sind bis zur Zustimmung 
zu dieser Beihilfe durch die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften nur Privatpersonen berechtigt, ein zinsloses Darlehen in An- 
spruch zu nehmen. Mit der Zustimmung gelten die am 21. Januar 1999 
im Bundesanzeiger veröffentlichten Richtlinien auch für kleine und 
mittlere gewerbliche Unternehmen und freiberuflich Tätige. Kommu- 
nen sind nicht antragberechtigt. Eine Kopie der o. g. Richtlinien habe 
ich zu Ihrer Information beigefügt*). 

Es ist jedoch vorgesehen, das bisherige Programm, „Sonne in der 
Schule” zunächst in 1999 fortzusetzen, bei dem Zuschüsse zur Anschaf- 
fung netzgekoppelter Photovoltaikanlagen an Schulen gegeben werden. 
Eine Einsparung von Wärmekosten ist weder mit dem 100 000 Dächer- 
Solarstrom-Programm noch mit dem Programm „Sonne in der Schule” 
möglich, da es in beiden Fällen um die solare Stromerzeugung geht, also 
nicht um die solarthermische Brauchwassererwärmung oder Heizungs- 
untersützung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


23. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Welche Gründe haben dazu geführt, daß die 
Bundesregierung bei der Gewährung von Rin- 
derprämien Vor-Ort-Kontrollen und die Kon- 
trolle des Aufbaus von Kennzeichnungs- und 
Registrierungssystemen versäumt und die EU- 
Kommission deshalb 1,2 Mio. Euro von der 
Bundesregierung zurückgefordert haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. Februar 1999 

Bei dem angesprochenen Betrag in Höhe von etwa 1,2 Mio. Euro han- 
delt es sich um eine finanzielle Berichtigung im Rahmen des Rechnungs- 
abschlusses der Europäischen Kommission für das Haushaltsjahr 1995. 
Im Rahmen des jährlichen Rechnungsabschlusses lastet die Euro- 
päische Kommission den Mitgliedstaaten bestimmte Ausgaben an, 
wenn sie zu der Auffassung gelangt ist, daß die Mitgliedstaaten nicht alle 
erforderlichen Maßnahmen getroffen haben, um eine lückenlose Kon- 
trolle und ordnungsgemäße Durchführung der durch die E U finanzier- 
ten Maßnahmen zu gewährleisten. 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die 
Fragestunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Die finanzielle Berichtigung zu Lasten Deutschlands in Höhe von rd. 

1,2 Mio. Euro betraf nicht Kontrollnängel in der Verantwortung der 

Bundesregierung, sondern zweier Bundesländer. Nach Auffassung der 

Kommission gab es folgende Beanstandungen: 

- Beim Übergang von der bis Ende 1992 geltenden Prämiengewährung 
für lebende männliche Rinder zu dem ab 1993 angewendeten 
Schlachtprämienmodell habe das Risiko bestanden, daß für dasselbe 
Tier in aufeinanderfolgenden Jahren mehrfache Prämienzahlungen 
in der ersten Altersklasse hätten bezogen werden können. 

- Es habe sich als unmöglich erwiesen, das Alter der Rinder eindeutig 
zu bestimmen, insbesondere bei der Prämienbeantragung für die 
zweite Altersklasse. 

- Offensichtlich sei es unterlassen worden, zum Zeitpunkt der 
Betriebskontrollen vor Ort anhand der Herdenbücher nachzuprüfen, 
ob für jedes geschlachtete Tier mit Prämienantrag die Mindesthal- 
tungsdauer beachtet wurde. 


24. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Ist es zutreffend, daß Bestimmungen des Jagd- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland und 
der Bundesjagdzeitenverordnung gegen Vor- 
schriften der geltenden EU-Vogelschutzricht- 
linie verstoßen? 


25. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Bei welchen Sachverhalten treten Diskrepan- 
zen zwischen Regelungen der E U und der Bun- 
desrepublik Deutschland bzw. der Bundeslän- 
der hinsichtlich der Jagd auf? 


26. Abgeordnete 

Kersten 

Naumann 

(PDS) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, eine Novel- 
lierung des Jagdgesetzes und der Bundesjagd- 
zeitenverordnung herbeizuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Martin Wille 
vom 18. Februar 1999 


Das Bundesjagdgesetz sowie die Bundesjagdzeitenverordnung beste- 
hen seit über 20 Jahren. In dieser Zeit hat der Europäische Gerichtshof 
keinen Verstoß dieser Vorschriften gegen die E G-Vogelschutzrichtlinie 
oder andere E G-rechtliche Vorschriften festgestellt. 

Dennoch wird derzeit - u. a. unter Einbeziehung der Wissenschaft und 
der Beteiligung der Länder - geprüft, ob Bestimmungen des Bundes- 
jagdgesetzes und der Bundesjagdzeitenverordnung gegen Vorschriften 
der E G-Vogelschutzrichtlinie verstoßen. Sollte sich heraussteilen, daß 
das deutsche Recht dem EG-Recht widerspricht, werden entspre- 
chende Anpassungen vorgenommen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 

Walter 

Link 

(Diepholz) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß pflegeab- 
hängige Menschen und Geisteskranke keinen 
Versicherungsschutz in der Unfallversicherung 
beanspruchen können, und sieht die Bundes- 
regierung aufgrund des Benachteiligungsver- 
botes nach Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 22. Februar 1999 

Die gesetzliche Unfallversicherung ist ihrem Grundgedanken nach 
keine allgemeine „Volksversicherung”, sondern eine Haftpflichtver- 
sicherung der Arbeitgeber, durch die die Entschädigungsansprüche 
ihrer Arbeitnehmer für erlittene Arbeitsunfälle und für Berufskrank- 
heiten abgegolten werden. Im Laufe ihrer Entwicklung sind zwar auch 
andere Personengruppen wie z. B. ehrenamtlich Tätige im Gesund- 
heitswesen, Nothelfer, Blutspender und Pflegepersonen in den Versi- 
cherungsschutz einbezogen worden. Diesen Personen ist aber gemein, 
daß sie in unterschiedlicher Art und Weise „im Interesse des Gemein- 
wohls” tätig werden; daraus leitet sich ein Entschädigungsanspruch die- 
ser Personen gegenüber der Allgemeinheit ab, der durch die Einbezie- 
hung in die gesetzliche Unfallversicherung abgegolten wird. 

Eine Einbeziehung weiterer Personengruppen in die Unfallversiche- 
rung, wie etwa der Pflegebedürften oder Geisteskranken, bedürfte 
eines besonderen Anknüpfungspunktes. Die Tatsache der Pflegebe- 
dürftigkeit oder einer geistigen Erkrankung als solche kann keinen 
Anknüpfungspunkt bilden. Soweit körperlich oder geistig Behinderte 
eine Tätigkeit - unabhängig von deren Dauer oder Entlohnung - aus- 
üben, stehen sie als Beschäftigte unter Versicherungsschutz; eine „Ge- 
ringfügigkeitsgrenze” kennt die gesetzliche Unfallversicherung nicht. 
Behinderte, die in einer anerkannten Werkstatt für Behinderte tätig 
sind, sind nach der ausdrücklichen Regelung des § 2 Abs. 1 Nr. 4 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch pflichtversichert. Dieser Versiche- 
rungsschutz der gesetzlichen Unfallversicherung erstreckt sich aber nur 
auf die Ausübung der Tätigkeit. Der private Lebensbereich ist -wie bei 
allen anderen Personen - unversichert. Aus diesem Grund liegt unter 
Berücksichtigung von Artikel 3 Abs. 3 des Grundgesetzes eine Benach- 
teiligung pflegebedürftiger oder geistig behinderter Menschen nicht 
vor. Auch aus dem grundgesetzlichen Auftrag, auf die gleichberechtigte 
Teilhabe behinderter Menschen hinzuwirken, läßt sich kein Anspruch 
auf Versicherungsschutz herleiten, da Nichtbehinderte ebenfalls nicht 
in die Versicherung einbezogen sind. 

Es liegt auch keine indirekte Benaehteiligung dadurch vor, daß Pflege- 
bedürftige und Behinderte durch ihre gesundheitlichen Beeinträchti- 
gungen oftmals gehindert sind, eine berufliche und damit versieherungs- 
begründende Tätigkeit auszuüben. Dies trifft auch für eine Reihe ande- 
rer Personen (z. B. Hausfrauen) zu, ohne daß sich hieraus eine Recht- 
fertigung für eine Versicherungspflicht ergeben würde. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


28. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Setzt nach Ansicht der Bundesregierung das 
Ausüben der gemeindlichen Planungshoheit 
(z. B. der Einsatz des Instrumentes „Städtebau- 
liche Entwicklungsmaßnahme”) über Konver- 
sionsflächen der Deutschen Bahn AG voraus, 
daß das zur Debatte stehende Gelände in seiner 
bisherigen Nutzung als Betriebsgelände der 
Bahn mit den damit verbundenen öffentlichen 
Funktionen offiziell entwidmet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 17. Februar 1999 

Auf planfestgestelltem Gelände hat die Gemeinde im Grundsatz keine 
Planungsbefugnis. Die Planungshoheit liegt bei der Bahn, Planfeststel- 
lungsbehörde ist das Eisenbahnbundesamt. Die Sperrwirkung der 
eisenbahnrechtlichen Planfeststellung endet grundsätzlich erst mit de- 
ren Aufhebung, durch die die in Betracht kommende Fläche und/oder 
bauliche Anlage aus dem Fachplanungsrecht entlassen wird. Außer 
durch Änderung oder Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 
kann eine solche Entlassung aus der Fachplanungshoheit nur durch ein- 
deutige und bekanntgemachte Erklärung geschehen, die für jedermann 
klare Verhältnisse schafft. Eine Planfeststellung kann nach den von der 
Rechtsprechung entwickelten Kriterien auch funktionslos geworden 
sein. Dies setzt voraus, daß die planfestgestellte Nutzung eingestellt und 
eine dauerhafte anderweitige Nutzung aufgenommen wurde, die eine 
Wiederinbetriebnahme der Bahnnutzung als auf Dauer ausgeschlossen 
erscheinen läßt. Zusätzlich muß die allgemeine Überzeugung bestehen, 
daß die anderweitige Nutzung rechtens ist; es muß ein Vertrauensschutz 
entstanden sein, daß die Bahnnutzung nicht wieder aufgenommen wird. 
Fälle der Funktionslosigkeit werden die Ausnahme bleiben. Eine nur 
vorübergehende Überlassung einer (auch für Bahnzwecke tatsächlich 
nicht mehr genutzten) Fläche oder baulicher Anlagen genügt nicht. 

Allerdings sind die genannten Flächen der gemeindlichen Planung nicht 
völlig entzogen. Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
16. Dezember 1988 - 4 C 48.86 - BVerwGE 81, Ulf. - sind für den 
Bahnbetrieb gewidmete Flächen einer baulichen Planung insoweit 
zugänglich, als diese der besonderen Flächenzweckbestimmung der 
Anlage nicht widersprechen. Zulässig sind daher solche planerischen 
Aussagen der Gemeinde, die nicht im Konflikt mit dem Widmungs- 
zweck stehen. So kann die Gemeinde in einen Bebauungsplan auch 
einen vorhandenen Bahnhof einbeziehen, um z. B . die Zulässigkeit von 
Spielhallen oder anderen Vergnügungsstätten auszuschließen oder ein- 
zuschränken. Ferner hat es das Bundesverwaltungsgericht für zulässig 
erachtet, daß die Gemeinde ein Bebauungsplanverfahren bereits vor 
Entwidmung der Flächen in Gang setzt, um entsprechende Folgenut- 
zungswünsche von vornherein in die von ihr für erforderlich erachtete 
planerische Richtung zu lenken. Nach dem Beschluß über die Aufstel- 
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lung eines solchen Bebauungsplans steht der Gemeinde auch das Instru- 
ment der Veränderungssperre und der Zurückstellung von Baugesu- 
chen (§§ 14, 15 Baugesetzbuch - BauGB) zur Verfügung. 

Hinsichtlich der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen bestimmt 
§ 165 Abs. 5 BauGB, daß Grundstücke im Sinne des § 26 Nr. 3 BauGB, 
bei denen also ein in § 38 BauGB genanntes Verfahren - insbesondere 
Planfeststellungsverfahren - eingeleitet oder durchgeführt worden ist, 
nur mit Zustimmung des Bedarfsträgers in den städtebaulichen Ent- 
wicklungsbereich einbezogen werden dürfen. Der Bedarfsträger soll 
seine Zustimmung erteilen, wenn auch bei Berücksichtigung seiner 
Aufgaben ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Durchfüh- 
rung der städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme besteht (§ 165 Abs. 5 
Satz 3 und 4 BauGB). 


29. Abgeordneter 

Klaus-Jürgen 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Wann rechnet die Bundesregierung mit dem 
Baubeginn der Ortsumgehung der B 3 im Raum 
Celle, und wird sie an der Brückenquerung der 
Aller festhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 24. Februar 1999 

Die Planung der Ortsumgebung Celle im Zuge der B 3 erfolgt in drei 
Abschnitten. Das Land Niedersachsen hat als Auftragsverwaltung für 
den Bund inzwischen die Entwurfsbearbeitung für den 1. Teilabschnitt 
(Südabschnitt) aufgenommen. Es ist vorgesehen, mit der Planung der 
beiden anderen Abschnitte in den Jahren 2000 bzw. 2001 zu beginnen. 
Wann die Planfeststellungsverfahren, die ab dem Jahre 2001 mit dem 
1 . Teilabschnitt beantragt werden sollen, abgeschlossen werden können 
und wann das Baurecht als Voraussetzung für einen Baubeginn der ein- 
zelnen Abschnitte vorliegen wird, kann die Bundesregierung zur Zeit 
nicht angeben. Die Bundesregierung hält an der Brückenquerung der 
Aller fest. 

30. Abgeordneter Welche Kosten werden nach dem jetzigen Pla- 

Klans-Jürgen nungsstand entstehen? 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Lothar Ihrügger 
vom 24. Februar 1999 

Nach dem jetzigen Planungsstand werden für die drei Bauabschnitte der 
Ortsumgehung Celle Kosten in Höhe von rd. 145 Mio. DM veran- 
schlagt. 


31. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wann und in welcher Zahl werden die im Rah- 
men der Wohnungsfürsorge für nach Berlin 
umziehende Bundesbedienstete geplanten Neu- 
baumaßnahmen auf dem Gelände der ehemali- 
gen sowjetischen Kaserne in Berlin-Karlshorst 
fertiggestellt sein? 
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32. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie ist der Planungs- und Verfahrensstand? 


33. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Inwieweit treffen Presseberichte - etwa in der 
Berliner Zeitung am 1. Februar 1999 - zu, nach 
denen es zu Verzögerungen komme, die eine 
Einbindung dieses Areals in die Wohnungsfür- 
sorge des Bundes unmöglich machen werden, 
und welches sind ggf die Gründe für diese Ver- 
zögerungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 22. Februar 1999 

Nach der Entscheidung über die städtebauliche Figur im städtebau- 
lichen Realisierungswettbewerb im September 1997 hat das Bezirksamt 
Lichtenberg ein stadtwirtschaftliches Gutachen beauftragt, um festzu- 
stellen, ob die städtebauliche Figur wirtschaftlich baubar ist. In der 
Folge der Umsetzung des Ergebnisses dieses Gutachtens wird durch das 
Land Berlin zur Zeit nochmals die städtebauliche Figur - im Einverneh- 
men mit dem Bund - überarbeitet. 

Auf dem rd. 82 ha großen Areal, das zu rd. zwei Dritteln dem Land 
Berlin und nur zu rd. einem Drittel dem Bund gehört, sollen insgesamt 
etwa 1400 Wohneinheiten errichtet werden. Ungeklärt ist allerdings für 
die Flächen des Landes Berlin, ob und in welchem Umfang Altlasten 
beseitigt werden müssen und wer für eventuell anfallende Kosten der 
Beseitigung aufkommt. 

Die Bundesregierung strebt weiterhin eine möglichst baldige Entwick- 
lung und Bebauung der angesprochenen bundeseigenen Flächen in 
Karlshorst an. Da die Bauleitplanung ausschließlich in der Kompetenz 
des Landes Berlin liegt, hat die Bundesregierung insoweit keinen Ein- 
fluß auf eine rasche Realisierung und bedauert die eingetretene Ver- 
zögerung. Die in Karlshorst für den Bund vorgesehenen Wohnungen 
werden - auch wenn sie später als bisher vorgesehen fertig werden - im 
Rahmen der Wohnungsfürsorge Bundesbediensteten angeboten wer- 
den. D a ein Teil der Umziehenden zunächst pendeln wird, wird es auch 
in den Jahren 2000/2001 Bedarf für Eigentumsmaßnahmen geben. 


34. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, wie die WELT vom 10. Febuar 1999 
berichtet, daß nach einem Abkommen zwischen 
den Ländern Niedersachsen, Schleswig-Hol- 
stein und dem Bund aus dem Jahr 1990 die städ- 
tische Feuerwehr Cuxhaven einen Löschtrupp 
zur Feuerbekämpfung auf Schiffen bereithält, 
und wenn ja, warum wurde dieser zur Löschung 
des Brandes auf der „Pallas” nicht eingesetzt, 
obwohl der Löschtrupp „hochmotiviert, ausrei- 
chend gerüstet und organisiert” (Rechtsgutach- 
ten der Stadt Cuxhaven vom 18. Dezember 
1998) ist? 
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35. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Warum hat der Bund als Vertragspartner der 
Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
nicht auf die Einhaltung der Verwaltungs Ver- 
einbarung (Bundesrepublik Deutschland, un- 
terzeichnet am 9. Februar 1990) bestanden, 
damit der Brand auf der „Pallas” durch das 
hauptamtliche feuerwehrtechnische Personal 
der Stadt Cuxhaven hätte gelöscht und die tech- 
nische Hilfeleistung zur Bergung der wasser- 
und umweltgefährdenden Substanzen aus dem 
Wrack geleistet werden können? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Beide Fragen werden wegen ihres Sachzusammenhangs zusammen- 
gefaßt beantwortet. 

Es trifft zu, daß die Städtische Feuerwehr Cuxhaven nach der zitierten 
Verwaltungsvereinbarung einen Löschtrupp zur Feuerbekämpfung auf 
Schiffen bereithält. 

Allerdings trifft es nicht zu, daß der Löschtrupp der Feuerwehr Cux- 
haven nicht eingesetzt wurde. Vielmehr wurden bereits am 26. Oktober 
1998 nachmittags, also wenige Stunden, nachdem die „Pallas” in den 
deutschen Hoheitsbereich getrieben war, sechs Feuerwehrleute der 
Feuerwehr Cuxhaven mit ihrer Ausrüstung durch Hubschrauber auf 
dem Mehrzweckschiff „Neuwerk” abgesetzt. Der Einsatzleiter des 
Löschtrupps forderte die Bereitstellung eines Notliegeplatzes für die 
„Pallas”, der in Cuxhaven vorbereitet wurde. 

Am 27. Oktober 1998 wurden weitere zwölf Feuerwehrleute und zusätz- 
liches Material von Cuxhaven nach Helgoland verschifft. 

Da der Brand die Holzladung in mehreren Laderäumen erfaßt hatte, 
hätte ein Löschangriff auf das Schiffsinnere erfolgen müssen. Dieser 
hätte nur von Deck aus vorgetragen werden können und das Öffnen der 
Luken erfordert. Dies war auf See unter den obwaltenden Wetterbedin- 
gungen nicht möglich. Während des Schleppens und des späteren Drif- 
tens des Havaristen konzentrierte sich die Brandbekämpfung deshalb 
auf das Löschen der an Deck aufflammenden Brandherde und - um 
Festigkeitsverlusten der Schiffsstruktur vorzubeugen - auf das Kühlen 
der Decks und der Außenhaut. 

D a das Löschen des Brandes auf See weiterhin nicht möglich war, wur- 
den sowohl die an Bord der „Neuwerk” als auch die auf Helgoland 
befindlichen Löschtrupps nach Cuxhaven entlassen. Die Feuerwehr 
Cuxhaven bliebt jedoch bis zum endgültigen Festkommen des Havari- 
sten vor Amrum in Bereitschaft. 

Nach dem Scheitern der Abschleppversuche vor Amrum am 6. Novem- 
ber 1998 war insofern eine veränderte Situation entstanden, als die 
Beseitigung des Öls und der ölverschmutzten Ladung Vorrang gewon- 
nen hatte und die Brandbekämpfung im Schiffsinneren die Vorausset- 
zung dafür war. Beide Operationen waren mit der üblichen Feuerwehr- 
technik nicht durchführbar, so daß ein Spezialunternehmen damit be- 
auftragt wurde. Die schwierigen Umstände werden auch dadurch deut- 
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lieh, daß selbst dieses Unternehmen mehrere Tage (vom 19. bis zum 
23. November 1998) zum Löschen des Brandes benötigte und daß bis 
zum 22. Dezember 1998 wiederholt Schwelbrände auftraten. 

Für den Fall, daß es gelungen wäre, den Flavaristen an einen Notliege- 
platz zu schleppen, waren alle Vorbereitungen für die Brandbekämp- 
fung durch die Feuerwehr Cuxhaven sowie die nachfolgende Beseiti- 
gung des Öls und der ölverschmutzten Ladung getroffen worden. 


36. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Zuschuß aus dem Bundes- 
eisenbahnvermögen an die Betreuungsstellen 
des Bahn-Sozialwerkes von heute ca. 9 Mio. 
DM auf ca. 4 Mio. DM gesenkt werden soll? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Die Betreuungsstellen, die bis zur Bahnreform von den Bundeseisen- 
bahnen B D und B R selbst geführt wurden, werden nunmehr von der 
Stiftung Bahn-Sozialwerk (BSW) im Auftrag des Bundeseisenbahnver- 
mögens (BEV) geführt. 

Die Kosten der Stiftung BSW für die Führung der Betreuungsstellen 
werden anteilig vom BEV, der Deutschen Bahn AG (DB AG) sowie 
den gesetzlichen und betrieblichen Sozialeinrichtungen getragen. Die 
Anteile der beteiligten Stellen wurden bei Übernahme der Betreuungs- 
stellen durch die Stiftung BSW entsprechend der Aufgabenerledigung 
für die einzelnen prozentual festgelegt. Das BEV übernimmt gemäß 
dieser Vereinbarung jährlich rd. 46 Prozent der Gesamtaufwendungen 
der Stiftung BSW für die Betreuungsstellen. Eine Änderung dieses Ver- 
fahrens ist derzeit nicht beabsichtigt. 

Für das Geschäftsjahr 1999 ist eine Kostenbeteiligung des BEV in Höhe 
von max. 8,0 Mio. DM veranschlagt. 


37. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, welche Auswirkungen hat eine solche 
Mittelreduzierung auf die Dichte der Betreu- 
ungsstellen, vor allem im ländlichen Raum? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Siehe Antwort zu Frage 36. 


38. Abgeordneter 

Karl-Josef 

Laumann 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hätte nach Einschätzung 
der Bundesregierung eine Mittelreduzierung 
auf die Mitfinanzierung der Betreuungskosten 
von den Sozialversicherungen der Bahnen? 
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Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Die Kostenbeteiligung der Sozialversicherungsträger der Bahn ist 
davon abhängig, in welchem Umfang die Betreuungsstellen der Stiftung 
BSW Leistungen für die Sozialversicherungsträger erbringen. 


39. Abgeordneter 

Günter 

Nooke 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, an der 
Zusage gegenüber den Bundesländern Berlin 
und Brandenburg festzuhalten, die rechtzeitige 
und angemessene Verkehrsanbindung des in- 
ternationalen Großflughafens Berlin-Branden- 
burg International am Single-Standort Schöne- 
feld sowie die Anbindung an das Berliner Auto- 
bahnsystem mittels der „A 113 neu” sicherzu- 
stellen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Die Bundesregierung steht zum Konsensbeschluß vom 28. Mai 1996. 
Danach wird der Bund im Rahmen einer Gesamtlösung für den Flug- 
hafen Berlin-Brandenburg International (BBI) die angemessene 
Anbindung des Standortes Schönefeld an das regionale und überregio- 
nale Bahnnetz sowie an die Bundesautobahnen sicherstellen. 


40. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche Anforderungen an die Erreichbarkeit 
für den motorisierten Individualverkehr stellt 
ein internationaler Großflughafen mit ca. 
20 Millionen Passagieren am Standort Schöne- 
feld, um von einer angemessenen Verkehrsan- 
bindung sprechen zu können? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Verbindliche Kennzahlen für eine angemessene Verkehrsanbindung 
gibt es nicht; vielmehr hängt die Angemessenheit der Anbindung von 
der konkreten Anbindungskonzeption ab. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß die vorgesehene Anbindung des Flughafens Berlin- 
Brandenburg International sowohl durch die Straße als auch durch die 
Schiene eine bedarfsgerechte Bedienung des zu erwartenden Verkehrs- 
aufkommens gewährleistet und damit den Anforderungen an eine ange- 
messene Verkehrsanbindung gerecht wird. 


41. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Bedeutung 
der Sicherstellung der angemessenen Verkehrs- 
anbindung, die eine Grundlage der internatio- 
nalen Ausschreibung für die Privatisierung der 
Berlin Brandenburg Flughafen Holding und 
den Bau des Großflughafens Berlin-Branden- 
burg International war, im Hinblick auf den 
erfolgreichen Abschluß der laufenden Privati- 
sierungsverhandlungen ein? 
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Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Eine angemessene Verkehrsanbindung ist für das Vorhaben BBI von 
wesentlicher Bedeutung. 


42. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Bundesregierung, eine 
ausreichende finanzielle Vorsorge für den Bau 
der „A 113 neu” bis zur Inbetriebnahme des 
Großflughafens Berlin-Brandenburg Interna- 
tional sicherzustellen? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Nach Abschluß der Verhandlungen über das Vorhaben BBI zwischen 
Berlin, Brandenburg und dem Bund mit dem privaten Bieter wird über 
die Mittelbereitstellung im Haushaltsverfahren entschieden. 


43. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Zahl/den Anteil der Empfänger von 
pauschaliertem Wohngeld, die in einer Woh- 
nung leben, die den normalen durchschnitt- 
lichen Wohnwert übersteigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Februar 1999 

Die Statistik der Empfänger pauschalierten Wohngeldes weist wichtige 
wohnwertbestimmende Kriterien wie z. B. Art, Ausstattung, Beschaf- 
fenheit und Lage der Wohnung nicht bzw. nur in sehr grober Differen- 
zierung nach. Unmittelbare Angaben darüber, wie viele Empfänger von 
pauschaliertem Wohngeld „in einer Wohnung leben, die den normalen 
durchschnittlichen Wohnwert übersteigt” sind daher nicht möglich. 

Ein grober oberer Anhaltspunkt hierfür ist allerdings der Anteil an Pau- 
schalwohngeldempfängern, deren Miete die vom Sozialamt anerkann- 
ten Wohnkosten übersteigt. Zur Beurteilung der Angemessenheit der 
Miethöhe werden vom Sozialhilfeträger i. d. R. Mietspiegelwerte oder 
die Miethöchstbeträge des Tabellenwohngeldes herangezogen. Gemäß 
der Wohngeldstatistik zum 31. Dezember 1996 wurde in den alten Län- 
dern bei rd. 19% und in den neuen Ländern bei rd. 8% der Empfänger 
von pauschaliertem Wohngeld die (Bruttokalt-)Miete vom Sozialamt 
nicht in voller Höhe anerkannt. 

Soweit Sozialämter zur Beurteilung der Angemessenheit der Miethöhe 
die Höchstbetragstabelle des allgemeinen Tabellenwohngeldes heran- 
ziehen, ist allerdings zu beachten, daß diese Tabelle seit 1990 nicht mehr 
an die Mietentwicklung angepaßt worden ist. Der Anteil von Pauschal- 
wohngeldempfängern in Wohnungen mit überdurchschnittlichem 
Wohnwert dürfte daher deutlich, wenngleich nicht näher quantifizier- 
bar, unter den o . g. Anteilswerten liegen. 
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44. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Über- 
arbeitung des Bundesverkehrswegeplanes das 
Verfahren zur Neubewertung von Straßenbau- 
maßnahmen insofern zu qualifizieren, daß 
zukünftig der induzierte Verkehr und seine öko- 
logischen und wirtschaftlichen Folgekosten in 
die Berechnungsmethode des Nutzen-Kosten- 
Verhältnisses einbezogen werden? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Das gesamtwirtschaftliche Bewertungsverfahren des Bundesverkehrs- 
wegeplanes 1992 enthält, was die quantitative Erfassung und monetäre 
Bewertung des induzierten Verkehrs anbelangt, bereits Teile des indu- 
zierten Verkehrs in impliziter Form. Für eine explizite Berücksichti- 
gung induzierter Verkehrsanteile und ihre monetäre Bewertung fehlten 
in der Vergangenheit belastbare methodische Grundlagen. Seit kurzem 
vorliegende Erkenntnisse aus einschlägigen Forschungsaktivitäten 
rechtfertigen es, in die gegenwärtig laufenden Methodenprüfungen im 
Rahmen der vorgesehenen Überarbeitung des Bundesverkehrswege- 
planes 1992 ein fortentwickeltes Bewertungsverfahren anzuwenden und 
fallweise den induzierten Verkehr adäquat zu berücksichtigen. 


45. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen bestehen seitens der Bun- 
desregierung, im Haushalt 1999 die Mittel für 
den Fernstraßenbau in Rheinland-Pfalz gegen- 
über dem Haushaltsentwurf der Regierung 
Kohl um rund 15 Mio. DM zu kürzen und 
mit der hierdurch zu erwartenden Verzögerung 
beim Ausbau der B 10, der Hauptverkehrsader 
der Region, die wirtschaftliche Entwicklung der 
strukturschwachen Westpfalz zu behindern? 


46. Abgeordnete 

Anita 

Schäfer 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung, die durch die Kürzung der Bun- 
desmittel zu erwartenden wirtschaftlichen 
Nachteile für die Region der Westpfalz zu kom- 
pensieren? 


Antwort der Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 19. Februar 1999 

Nach dem Beschluß der Bundesregierung zum Haushaltsentwurf 1999 
wird der Straßenbauplafond nur geringfügig reduziert. 

Dies hat auf den vierstreifigen Ausbau der B 10 bei Pirmasens jedoch 
keine Auswirkungen, da die dort laufenden Projekte im wesentlichem 
im Rahmen der Mitfinanzierung bzw. privaten Vorfinanzierung des 
Bundes umgesetzt werden. 

Aus diesem Grund sind auch keine wirtschaftlichen Nachteile für die 
Region der Westpfalz aufgrund etwaiger Verzögerungen beim vierstrei- 
figen Ausbau der BIO im Bereich von Pirmasens zu erwarten. 
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47. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung durchzuführen, um den drohenden 
Verfall in Privatbesitz befindlicher, historisch 
wertvoller Gebäude oder sonstiger sanierungs- 
bedürftiger Gebäude zu verhindern, der auf- 
grund der massiven Beschneidungen von 
Steuererleichterungen für private Investitionen 
zu erwarten ist, verursacht durch die geplanten 
Änderungen des § 7 i Einkommensteuergesetz, 
des § 82 b Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung, die Senkung der Abziehbarkeit 
von Herstellungs- und Erhaltungskosten an 
einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Baudenkmal und die Beschränkung auf Bau- 
denkmäler, die vor dem 1. Januar 1949 erbaut 
wurden sowie die Aufhebung des Betriebsaus- 
gabenabzugs an Gebäuden in Sanierungsgebie- 
ten und städtebaulichen Entwicklungsgebieten 
sowie bei Baudenkmälern? 


48. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
darüber hinaus ergreifen, um die aus dem In- 
vestitionsrückgang resultierenden Arbeitsplatz- 
verluste, vor allem im Handwerk, aufzufangen? 


49. Abgeordnete 

Margarete 

Späte 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den 
Widerspruch, daß in der Koalitionsverein- 
barung die Stärkung der Städtebauförderung als 
Ziel festgelegt wurde und nun das langjährige 
und bewährte Förderinstrumentarium der ge- 
nannten steuerlichen Vergünstigungen abge- 
schafft werden soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 18. Februar 1999 

Aufgrund der dreitägigen öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses 
des Deutschen Bundestages zum Entwurf des Steuerentlastungs- 
gesetzes 1999/2000/2002 und der Beratungen in den vergangenen Wo- 
chen hat sich die Bundesregierung in der Kabinettsitzung vom 10. Fe- 
bruar 1999 u. a. dazu entschieden, auf die Streichung bzw. Einschrän- 
kung der Vergünstigungen für Gebäude in Sanierungsgebieten und 
städtebaulichen Entwicklungsbereichen sowie für Baudenkmale und 
Kulturgüter (§§ 7 h, 7 i, 10 f, 10 g EStG) zu verzichten. Auch auf den 
ursprünglich vorgesehenen Wegfall der Verteilungsmöglichkeit von 
Erhaltungsaufwendungen bei Gebäuden in Sanierungsgebieten und 
städtebaulichen Entwicklungsbereichen und Baudenkmalen (§ 4 
Abs. 8, §§ 11a und 11b EStG) wird verzichtet. 

Mit diesen Entscheidungen hat die Bundesregierung der Erfahrung 
Rechnung getragen, daß die steuerlichen Fördermittel im Denkmal- 
und Sanierungsbereich ein Vielfaches an privaten Investitionen freiset- 
zen und so auch die Beschäftigung in diesem Sektor nachhaltig fördern. 
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Im Vergleich hierzu sind die Steuermehreinnahmen, die durch die 
Abschaffung bzw. Reduzierung dieser steuerlichen Vergünstigungen 
erreicht werden können, von geringerer Bedeutung. 

Befürchtungen hinsichtlich eines Rückgangs der Investitionstätigkeit im 
Bereich der Gebäudesanierung und der damit verbundenen negativen 
Auswirkungen auf die Beschäftigungslage sind gegenstandslos gewor- 
den. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß mit der 
Verbreiterung der Steuerbemessungsgrundlagen eine Absenkung der 
Steuertarife einhergeht. Die dadurch bewirkten Mehreinkünfte stehen 
auch den Eigentümern erhaltenswerter Gebäude und Baudenkmale für 
die Zwecke der Modernisierung und Sanierung zur Verfügung. 

Hinsichtlich der Stärkung der Investitionstätigkeit ist hervorzuheben, 
daß die Bundesregierung die Städtebauförderung mit 600 Mio. DM ver- 
stetigt und entsprechend der Koalitionsvereinbarung für ein zusätz- 
liches Programm „Soziale Stadt” Bundesfinanzhilfen in Höhe von 
100 Mio. DM beschlossen hat. 

Im übrigen enthält auch das für die neuen Bundesländer seit dem 1. Ja- 
nuar 1999 geltende Investitionszulagengesetz Anreize zur Förderung 
von Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen an Gebäuden. 

Daneben werden die Darlehensprogramme der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau fortgeführt, das KfW-Wohnraummodernisierungsprogramm 
für die neuen Länder wird sogar von 70 auf 75 Mrd. DM Kreditvolumen 
aufgestockt. 

Die Gesamtheit der Förderinstrumente, die vor allem auf bauliche 
Maßnahmen im Gebäudebestand ausgerichtet sind, stützt die Nach- 
frage nach besonders arbeitsintensiven Bauleistungen nachhaltig und 
sichert damit gerade die Arbeitsplätze in kleinen und mittleren Bau- 
betrieben sowie im Handwerk. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


50. Abgeordneter 

Rudolf 

Selters 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
gang, und welche Konsequenzen will sie aus ihm 
ziehen, daß die Parlamentarische Staatssekretä- 
rin Gila Altmann ein wichtiges Infrastruktur- 
projekt der Bundesregierung, das der Bundes- 
kanzler - auch gegenüber der EU- zur Verbes- 
serung des Hochwasserschutzes und zur Siche- 
rung der Zukunftsfähigkeit des Werftstandortes 
Papenburg für zwingend notwendig bezeich- 
net hat, eine „Mogelpackung” nennt, bei dem 
Küstenschutzargumente nur vorgeschoben wor- 
den seien, um einseitig die wirtschaftlichen In- 
teressen einer Werft zu bedienen, und einen 
„Etikettenschwindel”, den die Gerichte ent- 
larvt hätten? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 17. Februar 1999 

Bei dem genannten Infrastrukturprojekt handelt es sich um ein Vor- 
haben des Landes Niedersachsen. Der hierzu notwendige Planfeststel- 
lungsbeschluß der zuständigen Bezirksregierung ist vom V G Oldenburg 
in einem verwaltungsgerichtlichen Eilverfahren wegen verschiedener 
Planungsmängel für rechtswidrig erklärt worden. Ein Baustopp wurde 
deshalb angeordnet. Diese Entscheidung ist inzwischen vom zuständi- 
gen Oberverwaltungsgericht bestätigt worden. Die Bundesregierung 
sieht bei diesem Sachverhalt keine Veranlassung, noch schwebende 
gerichtliche Verfahren zu kommentieren. 


51. Abgeordnete 

Sylvia Ingeborg 
Voß 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Einfuhrgenehmigungen für Uran aus 
Australien hat die Bundesregierung seit 1990 
erteilt, und welche Mengen an Uran wurden 
nach Deutschland eingeführt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gila Altmann 
vom 22. Februar 1999 

Nach Auskunft des Bundesausfuhramtes sind letztmalig im Jahr 1990 in 
die Bundesrepublik Deutschland 58008 kg Uran in Form von Natur- 
urankonzentrat (U 30 g) aus Australien eingeführt worden; die gesamte 
aus Australien in Form von Natururankonzentrat eingeführte Uran- 
menge beträgt damit 638 147 kg. Die Einfuhr erfolgte genehmigungs- 
frei; dem Bundesausfuhramt ist die Einfuhr gemäß § 12 Strahlenschutz- 
verordnung angezeigt worden. 


52. Abgeordnete 

Sylvia Ingeborg 
Voß 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Liegen der Bundesregierung derzeit Anträge 
auf Einfuhr von Uran aus Australien vor, oder 
werden solche erwartet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gila Altmann 
vom 22. Februar 1999 

Anträge bzw. Anzeigen zur Einfuhr von Uran aus Australien liegen 
dem Bundesausfuhramt derzeit nicht vor. Die Bundesregierung hat 
keine Kenntnisse über geplante Einfuhren. 


53. Abgeordnete 

Sylvia Ingeborg 
Voß 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Sachstand gibt es hinsichtlich der 
Umsetzung der im Koalitionsvertrag vereinbar- 
ten Überarbeitung des Entwurfs der Boden- 
schutz- und Altlastenverordnung und des hier 
einzubeziehenden Konzeptes zur Entsiegelung 
und Renaturierung von Flächen? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 19. Februar 1999 

Der Entwurf einer Bodenschutz- und Altlastenverordnung wurde von 
der Bundesregierung noch in der 13. Wahlperiode dem Bundesrat zur 
Zustimmung zugeleitet. Dieser Entwurf enthält keine Regelungen zur 
Entsiegelung. § 5 des Bundes-Bodenschutzgesetzes, der bereits am 
25. März 1998 in Kraft getreten ist, ermächtigt die Bundesregierung, 
durch Rechtsverordnung Grundstückseigentümer zu verpflichten, bei 
dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen, deren Versiegelung im Wider- 
spruch zu planungsrechtlichen Festsetzungen steht, den Boden in seiner 
Leistungsfähigkeit im Sinne des § 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
soweit wie möglich und zumutbar zu erhalten oder wiederherzustellen. 
O b und inwieweit der Bundesrat im Rahmen von Maßgaben Vorschläge 
zur Ausfüllung dieser Ermächtigung macht, bleibt abzuwarten. Die 
Plenarentscheidung des Bundesrates steht voraussichtlich im April des 
Jahres an. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


54. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang wird die von der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verabschiedete 
Koalitionsvereinbarung zur Konzentration der 
Projektförderung in der Forschung auf kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) in der Praxis 
des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung umgesetzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 18. Februar 1999 

Für die technologische Leistungsfähigkeit Deutschlands und die Schaf- 
fung von neuen Arbeitsplätzen durch Innovationen kommt den kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) eine zentrale Bedeutung zu, daher 
stellt auch die Förderung dieser Unternehmen einen Schwerpunkt in der 
Förderung von Forschung und Entwicklung durch die Bundesregierung 
dar. Um die Forschungsförderung für die KMU effizienter zu gestalten, 
hat die Bundesregierung alle Aktivitäten der indirekten För — 
dermaßnahmen für mittelständische Unternehmen beim Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) konzentriert. Ziel sind 
maßgeschneiderte und transparente Förderprogramme. Außerdem sol- 
len die Rahmenbedingungen innovations- und technologiefreundlicher 
gestaltet werden, um die Innovationsdynamik der Wirtschaft zu stärken 
und damit neue zukunftsorientierte Arbeitsplätze zu schaffen. 
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Für die Mittel, die KMU im Rahmen der direkten Projektförderung, 
d. h. den Fachprogrammen, zukommen, ergeben sich ebenfalls Ver- 
schiebungen aus der Neuordnung, etwa aus dem Übergang der Zustän- 
digkeit von Energieforschung und Luftfahrtforschung in den Geschäfts- 
bereich des BMWi. 

Ziel des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) ist es, 
im Rahmen der Projektförderung - insbesondere bei Leitprojekten - die 
Beteiligung von KMU auszubauen. Durch Fördermaßnahmen wie die 
Initiative „EXIST Existenzgründer aus Hochschulen” und das Son- 
derprogramm zur Förderung innovativer regionaler Entwicklungskon- 
zepte in den neuen Ländern, „InnoRegio”, wird sie vor allem die 
Kooperation von KMU mit Bildungs- und Forschungseinrichtungen 
verstärken. 

Mittelstandsorientiert sind eine Reihe von Initiativen im Bereich der 
technologischen Projektförderung, d. h. im Rahmen der Fachpro- 
gramme des BMBF. Dazu gehört z. B. das derzeit neu entwickelte Pro- 
gramm „Forschung für die Produktion von morgen”. 

Hinzuweisen ist auch auf die Zusammenarbeit zwischen der Fraun- 
hofer-Gesellschaft (FhG) und dem Mittelstand. Heute nutzen etwa 
3 000 überwiegend kleine und mittlere Unternehmen die FhG zur Ent- 
wicklung von innovativen Produkten, Verfahren und Dienstleistungen. 
Die Steigerung der Grundfinanzierung der FhG im Haushalt 1999 des 
BMBF hat daher ebenfalls positive Rückwirkungen auf die KMU. 

Dies gilt auch für die Maßnahmen, die zur Entbürokratisierung und 
Vereinfachung der Förderverfahren, zur Umsetzung der Forschungs- 
ergebnisse in die Praxis sowie zur Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen der Forschungslandschaft insgesamt ergriffen werden. 

Quantitative Aussagen zum Anteil der KMU an den Fördermitteln des 
BMBF insgesamt sind jedoch derzeit noch nicht möglich. Eine Gesamt- 
bewertung der Förderung von KMU sollte jedoch sowohl die Maßnah- 
men des BMBF als auch die des BMWi einschließen, und zwar mone- 
täre und nichtmonetäre Maßnahmen. 


55. Abgeordneter 

Josef 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Projektförderung des Bundes- 
ministeriums für Bildung und Forschung (direkt 
und indirekt) von 1991 bis 1998 nach Empfän- 
gergruppen, Jahresausgaben und Gesamtförde- 
rung entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhnsen 
vom 18. Februar 1999 

Die Projektförderung des Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung in der erbetenen Gliederung ergibt sich aus der nachstehenden 
Tabelle. 

Angaben in der Struktur des Einzelplans 30 nach der Neuordnung der 
Zuständigkeiten der Bundesministerien sind derzeit noch nicht verfüg- 
bar. 
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Projektförderung des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 
aus Epl. 30*) nach Empfängergruppen in TDM 


Förderungsart 

Jahr 


1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

Direkte 

Proj ektförderung 

Hoch- 

schulen 

844 994 

799 549 

778 273 

805 500 

786 469 

811 015 

763 297 

749 172 


Sonstige 

1 871 780 

1 923 202 

1 854 650 

1 880 292 

1 869 199 

1 942 061 

1 659 268 

1 704 890 


Wirtschaft 

1 451 351 

1 431 342 

1 305 105 

1 221 658 

1 143 011 

1 254 989 

1 158 902 

1 258 659 

Zusammen 

4 168 124 

4 154 093 

3 938 027 

3 910 450 

3 798 678 

4 008 065 

3 581 467 

3 712 721 

Ind./ind.-spez. 

Proj ektförderung 

Hoch- 

schulen 




150 

867 

1 410 

1 046 

1 328 


Sonstige 

10 947 

30 434 

38 092 

25 454 

29 990 

31 174 

40 457 

35 793 


Wirtschaft 

203 364 

309 527 

291 962 

259 350 

299 612 

274 433 

232 153 

323 814 

Zusammen 

214311 

339 962 

330 053 

284 955 

330 469 

307 017 

273 656 

360 934 

Insgesamt^) 

4 382 436 

4 494 055 

4 268 080 

4 195 405 

4 129 148 

4 315 082 

3 855 123 

4 073 655 


*) Stand und Abgrenzung vom 31. Dezember 1998 (Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie). 

Ohne nicht aufteilbare Ausgaben (Beratungskosten, Reisekosten, etc.). 

Quelle: Bundesministerium für Bildung und Forschung. 


56. Abgeordneter Welchen Anteil hatten hierbei absolut die klei- 

Josef nen und mittleren Unternehmen? 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhnsen 
vom 18. Februar 1999 


Der Anteil der kleinen und mittleren Unternehmen an der Förderung 
von Forschung und Entwicklung durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung betrug (in Mio. DM, teilweise geschätzt) 


1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

509,4 

578,8 

602,3 

594,6 

637,7 

629,2 

597,3. 


Stand März 1998; Angaben in der Struktur des Einzelplans 30 nach 
der Neuordnung der Zuständigkeiten der Bundesministerien sind 
derzeit noch nicht verfügbar. 

Angaben für 1998 liegen ebenfalls noch nicht vor. 
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57. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der vom Zen- 
tralverband Elektrotechnik- und Elektronik- 
industrie (ZVEI) erhobenen Forderung, die 
Zahl der Forschungsorganisationen für die 
außeruniversitäre staatliche Forschung von der- 
zeit vier auf zwei zu reduzieren und einzelne 
Institute von der Hermann-von-Helmholtz- 
Gemeinschaft deutscher Forschungszentren 
(HGF) und der Wissenschaftsgemeinschaft 
Gottfried-Wilhelm-Leibniz (WGL) entweder 
einer anderen Wissenschaftsorganisation zuzu- 
teilen oder zu schließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 23. Februar 1999 


Das ZVEI-Papier enthält anregende, aber nicht hinreichende Argu- 
mente für die weitere Entwicklung der gegliederten Forschungsland- 
schaft in Deutschland. Die Probleme, die sich bei einer Verwirklichung 
des ZVEI-Vorschlages einer Konzentration auf nur zwei Organisations- 
typen z. B. für die in der HGF betriebene Vorsorgeforschung ergeben, 
spricht der ZVEI in seiner Stellungnahme selbst an. Die schon abge- 
schlossene bzw. laufende Evaluation von MPG, DFG, HGF, FhG und 
W GL werden eine besondere Bedeutung für künftige Überlegungen zur 
Weiterentwicklung der gegliederten Forschungslandschaft in Deutsch- 
land haben. 


58. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige 
Arbeit der in der Hermann-von-Helmholtz- 
Gemeinschaft deutscher Forschungszentren 
(HGF) zusammengeschlossenen Großfor- 
schungseinrichtungen hinsichtlich ihrer wissen- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit, Effizienz, Aus- 
richtung auf zukunftsträchtige Forschungsfel- 
der sowie ausreichender Interdependenz mit 
der Wirtschaft, und wie weit sieht sie Verände- 
rungsbedarf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 23. Februar 1999 


Die in der HGF zusammengeschlossenen Forschungszentren haben 
unterschiedliche Aufgabenstellungen und können deshalb nicht alle 
nach denselben Kriterien beurteilt werden, was z. B. die Interdepen- 
denz mit der Wirtschaft betrifft. Viele Institute der HGF-Zentren haben 
eine Spitzenstellung in der internationalen Wissenschaftsgemeinschaft. 
In den anwendungsorientiert arbeitenden Instituten hat sich die Koope- 
ration mit der Wirtschaft deutlich verbessert. 
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Veränderungsbedarf sieht die Bundesregierung vor allem darin, die 
Steuerung der HGF-Zentren über Programme zu realisieren und sie 
gleichzeitig von bürokratischen Fesseln zu lösen. 


59. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeit 
der Fraunhofer-Gesellschaft hinsichtlich ihrer 
Anwendungsorientierung, wissenschaftlicher 
Leistungsfähigkeit, Effizienz und strategischen 
Ausrichtung, und sieht sie Veränderungsbedarf 
bei der Struktur, Finanzierung und beim künf- 
tigen Aufgabenprofil? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhnsen 
vom 23. Februar 1999 

Die Bundesregierung hält die Fraunhofer-Gesellschaft mit ihrer klaren 
Mission für ein unverzichtbares Element der deutschen Forschungs- 
landschaft. 

Sie wird in dieser Einschätzung durch das kürzlich vorgelegte Ergebnis 
einer Systemevaluation der FhG bestätigt. 


60. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wissen- 
schaftsgemeinschaft Gottfried-Wilhelm-Leib- 
niz (WGL) hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen 
Arbeit, ihrer Schwerpunktsetzung, der Zu- 
kunftsfähigkeit ihrer pluralistischen Struktur 
und ihrer Effizienz, und welchen Verände- 
rungsbedarf sieht die Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhnsen 
vom 23. Februar 1999 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
förderung (BLK) hat im April 1994 den Wissenschaftsrat gebeten, alle 
Einrichtungen der Blauen Liste, beginnend mit dem 1. Januar 1995, 
innerhalb von fünf Jahren auf der Grundlage seiner Empfehlungen zur 
Neuordnung der Blauen Liste vom November 1993 zu bewerten. Der 
Wissenschaftsrat wird die Evaluation der Einrichtungen der Blauen 
Liste voraussichtlich im Jahre 2000 beenden können und einen zusam- 
menfassenden Abschlußbericht vorlegen. Diesem Bericht soll nicht vor- 
gegriffen werden. 


Bonn, den 26. Februar 1999 
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